
Nationen in Zypern (UNFICYP). – Resolution
1486(2003) vom 11. Juni 2003

Der Sicherheitsrat,
– mit Genugtuung über den Bericht des General-

sekretärs vom 27. Mai 2003 (S/2003/572) über
den Einsatz der Vereinten Nationen in Zypern
und insbesondere über die an die Parteien ge-
richtete Aufforderung, die humanitäre Frage
der Vermißten mit der gebührenden Dringlich-
keit und Ernsthaftigkeit zu bewerten und zu re-
geln,

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP)
über den 15. Juni 2003 hinaus in Zypern zu be-
lassen,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die Ver-
einten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Prävention und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-

len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf-
folgenden Resolutionen;

2. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Dezember 2003 enden-
den Zeitraum zu verlängern;

3. billigt die Aufstockung des Zivilpolizeianteils
der UNFICYP um bis zu 34 Bedienstete, um
den höheren Arbeitsanfall zu bewältigen, der
durch die begrüßenswerte und von griechischen
und türkischen Zyprern mit gutem Willen auf-
genommene Aufhebung der Einschränkungen
der Bewegungsfreiheit auf der gesamten Insel
entstanden ist;

4. nimmt davon Kenntnis, daß die türkisch-zypri-
sche Seite begrenzte Maßnahmen getroffen hat,
um einige der am 30. Juni 2000 über die Tätig-
keit der UNFICYP verhängten Beschränkun-
gen zu lockern, fordert jedoch die türkisch-

zyprische Seite und die türkischen Truppen
nachdrücklich auf, alle noch verbleibenden Be-
schränkungen für die UNFICYP aufzuheben;

5. bekundet seine Besorgnis über die jüngsten wei-
teren Verstöße der türkisch-zyprischen Seite
und der türkischen Truppen in Strovilia und
fordert sie nachdrücklich auf, den militärischen
Status quo wiederherzustellen, der dort vor dem
30. Juni 2000 bestand;

6. ersucht den Generalsekretär, bis zum 1. De-
zember 2003 einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Resolution vorzulegen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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Erfreulicherweise verkürzt sich die Vorlaufzeit
für die Veröffentlichung wissenschaftlicher Ana-
lysen von Nebenorganen des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen immer mehr. Diese rechts-
wissenschaftliche Dissertation aus Kiel ist be-
reits die zweite einschlägige Arbeit im deut-
schen Sprachraum. Sie bemüht sich über Funk-
tionsbeschreibung und Verfahrenseinzelheiten
hinaus um eine rechtliche Einordnung der Ent-
schädigungskommission der Vereinten Nationen
(United Nations Compensation Commission,
UNCC), die nach dem Zweiten Golfkrieg zur
Regulierung der gegen Irak erhobenen, aus der
Besetzung Kuwaits resultierenden Ansprüche
geschaffen wurde. Dies geschieht in erster Linie
vor dem Hintergrund bisher bestehender Ein-
richtungen zur Durchsetzung der Staatenverant-
wortlichkeit, in zweiter Linie in chartarechtli-
cher Hinsicht. Im Zentrum steht die Rolle der
UNCC als Durchsetzungsorgan der Staatenver-
antwortlichkeit. Dies dürfte kaum überraschen
angesichts des Umstands, daß die UNCC das er-
ste von einer internationalen Organisation ge-
schaffene Wiedergutmachungsorgan ist, und es
gehört zu den Verdiensten dieser Dissertation,
daß sie darlegt, in welch hohem Maße dieses
Unterorgan des Sicherheitsrats zwar etwas Neu-
artiges darstellt, aber dennoch viel mehr als ange-
nommen aus schon Vorhandenem schöpft.
Bisherige Behandlungen dieses Themas schwank-
ten zwischen einer Ablehnung der UNCC als
versaillesmäßige Siegerjustiz und einer unkriti-
schen Empfehlung derselben als Zukunftsnorm.

Der Autor ist sich der Mängel der getroffenen
Kompromisse in der endgültigen Ausarbeitung
der Befugnisse und Verfahren des Organs be-
wußt, sieht aber keinen Anlaß, der UNCC die
Legitimität abzusprechen. Er stuft sie schließ-
lich als ein zwar defizitäres, aber unter den Um-
ständen legitimes und angemessenes Organ zur
Streitschlichtung durch Dritte ein.
Im Kern besteht ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Effektivitätsanforderungen und dem Ide-
al der Einzelfallgerechtigkeit. Die Verpflich-
tung Iraks zur Wiedergutmachung wurde nicht
erst durch Beschlüsse des Sicherheitsrats begrün-
det, sondern entstand aus dem allgemeinen Völ-
kerrecht (Staatenverantwortlichkeit), während
die rechtliche Grundlage dem Chartarecht ent-
nommen wurde. Die UNCC weist deshalb keine
ausreichende Unabhängigkeit vom Sicherheits-
rat auf und gewährt Irak kein adäquates rechtli-
ches Gehör. Mit der UNCC hat der Sicherheits-
rat ein »nicht ausreichend judikativ ausgestal-
tetes Organ mit einer judikativen Aufgabe be-
treut«, wie der Autor beklagt. Ihre Vorgänger
sieht er in den rein nationalen Entschädigungs-
kommissionen der Vereinigten Staaten und
Großbritanniens.
In einer Hinsicht erscheint die UNCC als ein-
deutig fortschrittliche Innovation in der inter-
nationalen Entschädigungspraxis: sie nimmt die
Interessen von Individuen viel besser wahr, als
es bei der älteren Praxis gegeben war, die alles
dem Ermessen und damit auch der Willkür der
Heimatstaaten überließ. Denn die Staaten haben
im Regime der UNCC hauptsächlich admini-
strative Aufgaben, sie sind nicht Parteien. In 
ihrer begrenzten Rolle bei der Umsetzung der
Entscheidungen sind sie auch rechenschafts-
pflichtig. Diese »Mediatisierung des einzelnen«
entspricht sehr wohl dem Trend des modernen
Völkerrechts. Die große Masse der kleinen An-

spruchsteller in Kategorie A (bis 2 500 US-
Dollar), deren Fälle summarisch – also unbü-
rokratisch und schnell – behandelt wurden, wa-
ren unbemittelte Migranten aus schwachen Ent-
wicklungsländern, unter ihnen auch staatenlose
Palästinenser. Wieviel an Entschädigung sie be-
kommen hätten, wenn nur Staaten hier tätig
werden dürften, läßt sich leicht erraten.
Inkonsequenzen in der Struktur und Praxis der
UNCC sind nicht nur auf die unterschiedlichen
Quellen ihrer Autorität zurückzuführen, sondern
ergeben sich auch aus den machtpolitischen Un-
gleichgewichten. In einigen Detailfragen weist
der Autor nach, daß mehrere der ursprünglichen
Empfehlungen von UN-Generalsekretär Javier
Pérez de Cuéllar bei der endgültigen Ausgestal-
tung der UNCC übergangen wurden.
Zu den faszinierendsten Widersprüchen der 
UNCC gehört die Anwendung von erst seit zwei
Jahrzehnten existierenden und aus den großen
US-amerikanischen Sammelklagen bekannten
Abwicklungsverfahren (mass tort), wonach die
vielen Einzelfälle nicht individuell, sondern ka-
tegorienweise durch statistische Methoden der
linearen Regressionsanalyse behandelt werden.
Daß ein so erzkonservatives Gremium wie der
Sicherheitsrat ein Nebenorgan mit einer der-
art fortgeschrittenen Methodik kreieren konnte,
regt sicherlich zum Nachdenken an. Noch inter-
essanter ist die Behauptung des Autors, daß die-
ses Verfahren den Einfluß des Sekretariats auf
das Verfahren erheblich erweitert hat. Der Be-
fund bestärkt diesen Rezensenten in der Über-
zeugung, daß die expertendominierten Unter-
organe des Sicherheitsrats ihre Aufgaben bes-
ser erledigt haben als ihre mit Diplomaten be-
schickten Schwestergremien.
Es dürfte kaum überraschen, daß der Autor als
Rechtswissenschaftler wenig von der Intranspa-
renz dieses UN-Organs hält; sie erschwere die
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Prozeß der Menschenrechtserziehung »einge-
lassen« hätten, umschreibt milde, daß die Staa-
ten ihrer Verpflichtung, die Menschenrechts-
thematik aktiv in den Schulunterricht einzubau-
en, nicht umsetzen und zum Teil auch den In-
formationsfluß bremsen oder zum Versiegen
bringen. Ein weiteres Problem sei das aus-
bleibende rechtzeitige Handeln (early action)
nach erfolgter Frühwarnung (early warning).
Sie schreibt: »Bislang sind ... keine klaren
Strukturen erkennbar, was die Bewertung und
Weiterleitung von early warning data anbe-
langt.« (S. 121)
In den Ausführungen zum ›Menschenrechts-
schutz durch Kooperation‹ schildert die Auto-
rin, mit welchen Methoden die UN auf sozu-
sagen freundschaftlichem Wege versucht, die
Staaten zur Einhaltung der Menschenrechts-
standards zu bringen. Sie untersucht die ver-
schiedenen Beschwerdeverfahren etwa in der
Menschenrechtskommission und in den Ver-
tragsorganen des Menschenrechtsschutzes und
kommt beim sogenannten 1503-Verfahren zum
Schluß, »daß diese Methode zur Ermittlung von
›Situationen‹ in hohem Maße Zeit, Geld und
Energie« verschwende (S. 147). Hier wird zum
ersten und einzigen Mal ein Verfahren als nicht
mehr zeitgemäß und sogar überflüssig bewer-
tet. Auch die Individualbeschwerdeverfahren
funktionierten eher schlecht als recht, weil die
UN personell nicht in der Lage seien, die Be-
schwerden zu bearbeiten – ein Mißstand, der
durch die einschlägige Literatur schon seit lan-
gem bekannt ist und immer wieder moniert
wird.
In die Rubrik ›Kooperation‹ fallen für die Au-
torin auch die diplomatischen Reisen der Hoch-
kommissarin für Menschenrechte Mary Robin-
son, die sie als nur bedingt erfolgreich ansieht.
»Der Krisenherd Naher Osten zeigt bislang also
eher die Grenzen als die Chancen auf, die mit
der präventiven Diplomatie des OHCHR ver-
bunden sind.« (S. 157) Hier hätten die Äußerun-
gen der Hochkommissarin zu den Gründen ih-
res Ausscheidens 2002 das Gesamtbild ergänzt,
belegen sie doch Robinsons Frustration dar-
über, wie sehr sie in ihrer Arbeit auch von de-
mokratischen Staaten, nicht zuletzt den USA,
behindert wurde. Rupprecht macht darauf auf-
merksam, daß »die meisten Staaten sich der Ko-
operation nicht vollständig verweigern, sondern
sich halbherzig auf sie einlassen. Sie wahren
den Schein, um ihr Image nicht zu beschädigen,
und sich nicht angreifbar zu machen. Dabei sind
sie nicht wirklich an Fortschritt … interessiert.«
(S. 171) Und weiter: »Es scheint also, als woll-
ten die Staaten gar nicht, daß der höchste Amts-
träger der UNO für Menschenrechtsfragen sei-
ne Arbeit gründlich macht« (S. 172) – keine
ganz neue Erkenntnis.
Im Kapitel ›Konfrontation‹ wird es konkreter,
denn die Autorin bewertet dieses Instrumentari-
um anhand von Beispielen aus der jüngeren Ge-
schichte. So sei die Konfrontationsstrategie bei
China gescheitert, bei Rußland eher erfolglos,
bei Israel ebenfalls wirkungslos und nur im Fall
Kosovo und bei Irak erfolgreich gewesen. Sie
zieht die Bilanz: »Insgesamt scheint es …, daß
das UN-Instrument der humanitären Interven-
tion unter bestimmten strategischen Bedingun-
gen … trotz der damit verbundenen hohen Risi-
ken wirksam für die Ziele des Menschenrechts-

Kontrolle von außen und verhindere die wissen-
schaftliche Aufarbeitung der Praxis.
Breiter Raum in diesem Buch wird Diskussio-
nen über die Inkonsequenzen der UNCC bei der
Unterscheidung zwischen ›direkten‹ und ›in-
direkten‹ Schäden oder der Arbeit der Völker-
rechtskommission auf dem Gebiet der Staaten-
verantwortung eingeräumt, was möglicherwei-
se dem eher politisch als völkerrechtlich orien-
tierten Leser das Herausschälen der Kernaus-
sagen und Hauptthesen dieses an sich sehr ge-
diegenen und ausgewogenen Buches erschwert.
Und man hätte sich auch einen treffenderen Ti-
tel gewünscht.

PAUL CONLON ❒
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13 Kriege, 29 gewaltsame Konflikte und 131
überwiegend gewaltfrei verlaufene Auseinan-
dersetzungen hat das am Institut für Politische
Wissenschaft der dortigen Universität angesie-
delte Heidelberger Institut für Internationale
Konfliktforschung im Jahre 2002 gezählt. Ha-
ben die Vereinten Nationen bei ihrer ureigenen
Aufgabe, »künftige Geschlechter vor der Geißel
des Krieges zu bewahren«, versagt? Können Krie-
ge durch Menschenrechtsschutz verhindert wer-
den? Diesen Fragen widmet sich die Münchner
Dissertation von Johanna Rupprecht. Ihre Kern-
frage lautet: Wie, in welchem Ausmaß, mit wel-
chen Mitteln und mit welchem Ergebnis bewir-
ken die Vereinten Nationen Frieden durch Men-
schenrechtsschutz? Die Autorin geht bei der
Beantwortung dieser Frage nicht chronologisch
und auch nicht institutionenbezogen, sondern
streng systematisch vor.
Nach einem einführenden Teil, in dem das
Menschenrechtssystem der UN und ihr Mandat
zum Schutz der Menschenrechte dargestellt wer-
den, arbeitet die Autorin die Kernfrage in vier
Hauptkapiteln ab. Jedes Kapitel behandelt eine
Strategie zum Schutz der Menschenrechte. Die
Untersuchung beginnt mit dem völkerrechtlich
schwächsten Instrument, der Information. Dann
wird die Strategie der Kooperation analysiert,
gefolgt von der Strategie, durch Konfrontation
Menschenrechtsschutz einzufordern, bis hin zum
stärksten Mittel, dem Schutz durch Gerichtsbar-
keit. Innerhalb der Kapitel beschreibt und be-
wertet Rupprecht, wie die verschiedenen Orga-
ne der Vereinten Nationen diese Aufgabe um-
setzen. In weiten Teilen geht die Untersuchung
allerdings nicht über das Beschreibende hin-
aus.
Im Kapitel über die Informationsstrategie wer-
den die Weltinformationskampagne, die Deka-
de für Menschenrechtserziehung, Aktionsjahre
und -tage und die Weltkonferenzen auf ihren
Gehalt und ihre Auswirkungen hin geprüft. Die
Kritik der Autorin, daß die Regierungen der
Mitgliedstaaten sich nur »schleppend« auf den

schutzes eingesetzt werden kann«. (S. 215) Bei-
spiele seien Sierra Leone und Osttimor. Etwas
später schreibt sie jedoch, daß die UN nicht be-
stimmte Menschen töten oder verletzen dürf-
ten, um das Leben und die Rechte anderer Men-
schen zu sichern – Menschenleben könnten
nicht gegeneinander aufgewogen werden. Bei-
de Aussagen widersprechen sich, und die Auto-
rin bleibt eine klare Stellungnahme schuldig, ob
humanitäre Interventionen nun auf Grund der
möglichen ›Kollateralschäden‹ ein ethisch ver-
tretbares Menschenrechtsinstrument sind oder
nicht.
Im letzten Kapitel ›Menschenrechtsschutz durch
Gerichtsbarkeit‹ stellt Rupprecht die bestehen-
den Tribunale für das ehemalige Jugoslawien
und Rwanda, den neuen Internationalen Straf-
gerichtshof sowie die jüngsten Projekte in Ost-
timor, Sierra Leone und Kambodscha vor. Sie
kommt zu dem Schluß, daß die Gerichte zwar
eine notwendige Ergänzung seien, aber wegen
Geldmangels wenig wirksam arbeiten könnten.
Darüber hinaus könnten sie nur einem ver-
schwindend geringen Teil der Verantwortlichen
den Prozeß machen.
Der gesamten Arbeit liegt der Tenor zugrunde,
daß die Vereinten Nationen sich weit von ihrer
ursprünglichen Aufgabe in bezug auf den Men-
schenrechtsschutz entfernt, ja emanzipiert ha-
ben. Die Organisation tue ihr Möglichstes im
Rahmen der engen finanziellen und personel-
len Grenzen, die die Mitgliedstaaten dem Men-
schenrechtsschutz setzen. Indes ist die Kritik
der Autorin am Menschenrechtsschutzsystem
der UN tendenziell zu moderat. Sie stellt sich zu
selten die Frage, ob die UN – abgesehen von der
Papierflut, die die einschlägigen Gremien Jahr
für Jahr produzieren – zu einer tatsächlichen
Verbesserung der Lage der Menschenrechte in
der Welt beitragen und ob das Ergebnis den
Aufwand rechtfertigt. Der Bezug zur Praxis
kommt zu kurz.
Was wohl als Bereicherung und Auflockerung
gedacht war – die in Kleindruck eingerückten
Zitate auf fast jeder Seite –, stellt sich beim Le-
sen als eher störend heraus. Es handelt sich oft
um Zitate, die in ihrer Ausführlichkeit entweder
in die Fußnoten gehört hätten oder auch ganz
weggelassen werden könnten. Statt dessen wä-
ren mehr Beispiele, wie Maßnahmen der UN
die Menschenrechtssituation in den einzelnen
Ländern beeinflussen, aufschlußreicher gewe-
sen. Man merkt dem Buch an, daß es – für eine
Dissertation nicht ungewöhnlich – ausschließ-
lich auf Informationen, die in Papierform vor-
liegen, beruht. Hilfreich wären zusätzliche In-
formationen auf der Basis von Interviews mit
Betroffenen, Menschenrechtsverteidigern und
UN-Bediensteten gewesen. So ließen sich Er-
folge und Mißerfolge besser bewerten.
Doch sollte darüber das große Verdienst der
Autorin nicht übersehen werden: Die Stärke 
ihres Buches liegt eindeutig darin, daß es das
komplizierte Menschenrechtssystem der UN
systematisch und zugleich anschaulich unter
dem Aspekt der Herbeiführung friedlicher Ver-
hältnisse untersucht und dabei eine Fülle von
Informationen einbezieht, die in dieser kompri-
mierten und zugleich übersichtlichen Form bis-
her nicht vorgelegen haben.

ANJA PAPENFUSS ❒


